
• Herzlich willkommen zur Online-Vorlesung Erbrecht im Frühjahr 2022!
• Video-Podcast:

o https://www.youtube.com/playlist?list=PLtTfF9gcZMIHB0yEKjdKCo29bXfC8YG0g
• Audio-Podcast:

o https://open.spotify.com/show/3DwqmQHXRz2vB51SkKqrBw
o https://podcasts.apple.com/de/podcast/vorlesung-erbrecht/id1610028106

• Download der Unterlagen:
o https://www.jura-podcast.de/erbrecht/
o Bitte drucken Sie sich die Unterlagen nach Möglichkeit aus, bevor Sie die 

Vorlesung anhören
o In der oberen Hälfte der Seiten finden Sie jeweils ein Feld, in dem ich während 

der Vorlesung vor allem Strukturen aufzeichne
o Dieses Feld lasse ich in den Unterlagen bewusst leer, damit Sie die Zeichnung 

selbst auf Ihr Papier übernehmen können
Ø Manche dieser Zeichnungen eignen sich auch gut für DIN-A6-Karteikarten

o In der unteren Hälfte der Seiten finden Sie ergänzende Notizen
• Sie dürfen mir zu diesem didaktischen Ansatz gerne Feedback geben

o martin.fries [at] jura.uni-muenchen.de
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• Grundlage für das Lernen des Erbrechts ist natürlich vor allen Lehrbüchern das 
Gesetz selbst

• Lehrbücher:
o Hans Brox und Wolf-Dietrich Walker, Erbrecht, 29. Auflage 2021
o Rainer Frank und Tobias Helms, Erbrecht, 7. Auflage 2018

o Karl-Heinz Gursky und Saskia Lettmaier, Erbrecht, 7. Auflage 2018
o Knut Werner Lange, Erbrecht, 2. Auflage 2017
o Dieter Leipold, Erbrecht, 22. Auflage 2020
o Lutz Michalski und Jessica Schmidt, BGB – Erbrecht, 5. Auflage 2019

o Anne Röthel, Erbrecht, 18. Auflage 2020
o Mathias Schmoeckel, Erbrecht, 6. Auflage 2020
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• Fallbücher:
o Susanne A. Benner, Klausurenkurs im Familien- und Erbrecht, 6. Aufl. 2021
o Horst Eidenmüller und Martin Fries, Fälle zum Erbrecht, 6. Auflage 2017
o Knut Werner Lange und Robert Philipp Tischer, Familien- und Erbrecht, 

5. Aufl. 2019

o Martin Löhnig und Martin Leiß, Fälle zum Familien- und Erbrecht, 5. Aufl. 2021 
o Martin Lipp, Examens-Repetitorium Erbrecht, 4. Auflage 2017
o Wilfried Schlüter und Thomas Gutmann, Erbrecht, 11. Auflage 2022
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• Das Erbrecht ist die Fortsetzung des Eigentums nach dem Tod und steht als 
solche ebenfalls unter dem Schutz von Art. 14 GG

o Inhalts- und Schrankenbestimmungen sind nach Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG möglich

o Z.B. Pflichtteilsrecht, §§ 2303 ff. BGB
o Z.B. Erbschaftsteuer à ErbStG

o Das Erbrecht hat wie das Eigentum auch eine Allgemeinwohlkomponente, Art. 14 
Abs. 2 GG

• Dass Eigentum und Erbrecht überhaupt in der Verfassung garantiert sind, ist nicht 
selbstverständlich, wird aber überwiegend als zivilisatorische Errungenschaft 
begriffen

o Eigentumsrechte lösen das ökonomische Problem der Tragik der Allmende, d.h. 
der ineffizienten Übernutzung von Gemeingütern

o Siehe dazu auch Einheit 1 meiner Vorlesung Sachenrecht unter 
https://www.youtube.com/watch?v=uTsxBEyww2Y#t=34m28s

o Zugleich fördert die Privatisierung von Grund und Boden Vermögensunterschiede 
in der Bevölkerung

• Siehe auch Anatol Dutta, Warum Erbrecht? 2014
o https://www.mohrsiebeck.com/buch/warum-erbrecht-9783161527289
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• Universalsukzession
o § 1922 BGB: Alle Rechtsverhältnisse gehen auf die Erben über

Ø Wer nicht Erbe wird, muss das ihm zugewandte Vermögen erst einfordern 
(sog. Damnationslegat)

o Aber: Höchstpersönliche Rechte und Pflichten gehen nicht auf die Erben über
Ø Unterhaltspflichten, § 1615 Abs. 1 BGB, Rückausnahmen in §§ 1615l Abs. 3 

S. 4, 1586b BGB

Ø Geldentschädigung wegen Verletzung des Allgemeinen Persönlichkeitsrechts, 
so etwa im Fall der Kohl-Protokolle, BGH v. 29. November 2021, VI ZR 
258/18, https://openjur.de/u/2380636.html

Ø Vereinsmitgliedschaft, § 38 BGB

• Singularsukzession
o Jeder Gegenstand und jedes Rechtsverhältnis müssen separat übertragen werden
o Beispiel: Eintritt in den Mietvertrag nach § 563 BGB
o Beispiel: Vindikationslegat bei Vermächtnissen, z.B. in Art. 981 § 1 des polnischen 

ZGB
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• Natürliche Personen sind erbfähig ab ihrer Zeugung, wenn sie denn später lebend 
geboren werden, § 1923 BGB

o Wann die Zeugung bei künstlicher Befruchtung anzusetzen ist, ist streitig

o Siehe auch OLG Celle v. 30. Januar 2018, 9 W 13/18, 
https://www.iww.de/quellenmaterial/id/200256: Keine Eintragung eines 
ungeborenen Kindes als Kommanditist, Erbe erst ab Geburt mit Rückwirkung

• Ist jemand zum Erben eingesetzt, der zum Zeitpunkt des Erbfalls noch nicht einmal 
gezeugt war, kann dieser nur Nacherbe sein, § 2101 Abs. 1 S. 1 BGB

o Im Falle einer Nacherbfolge ist entscheidend, dass der Nacherbe im Zeitpunkt des 
Vorerbfalles gelebt hat; verstirbt er vor Eintritt des Nacherbfalls, erben seine Erben 
das Nacherbrecht, OLG Hamm v. 12. Juli 2005, 10 U 19/03, 
https://openjur.de/u/109287.html

o Nach § 2178 BGB kann diejenige Person, die im Zeitpunkt des Erbfalls noch nicht 
gezeugt war, auch Vermächtnisnehmerin sein

• Auch juristische Personen sind erbfähig, vgl. etwa § 2101 Abs. 2 BGB
• Sog. relative Erbunfähigkeit = Erbunfähigkeit bzgl. einer konkreten Verfügung

o Beispiel: Notare nach §§ 7, 27 BeurkG
o Beispiel: Bürgermeister bei Nottestamenten, § 2249 Abs. 1 S. 4 BGB
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• Bedeutung der gesetzlichen Erbfolge:
o Unmittelbare Bedeutung, wo es weder Testament noch Erbvertrag gibt
o Anwendung aber auch bei unwirksamen Verfügungen, z.B. infolge von 

Formnichtigkeit oder Testierunfähigkeit
o Zudem Berücksichtigung bei der Ermittlung des Pflichtteilsanspruchs nach 

§ 2303 ff. BGB, wenn ein gesetzlicher Erbe per letztwilliger Verfügung enterbt 
wurde

• Statistik zur gesetzlichen Erbfolge:
o 74% der Gesamtbevölkerung haben weder Testament noch Erbvertrag

Ø https://de.statista.com/statistik/daten/studie/2313/umfrage/testament-oder-
erbvertrag-vorhanden/

o Ungefähr jeder dritte Erblasser stirbt ohne einen letzten Willen
o Jeder zweite Erblasser verfügt erstmals oder erneut im Alter von 60-79 Jahren, ein 

Fünftel beschäftigt sich mit dem Thema sogar erst nach dem 80. Geburtstag
Ø Ausführlich Anne Röthel, Gutachten A für den Deutschen Juristentag 2010, 

S. 16 f. m.w.N.
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• Die 1., 2. und 3. Ordnung folgt dem Parentelsystem
o Eine Parentel umfasst alle Personen, die von einer bestimmten Person abstammen 

einschließlich dieser Person selbst
o Nach §§ 1924 bis 1926 und 1930 BGB kommen die Parentele nach dem 

Erblasser, seinen Eltern und seinen Großeltern (Doppelparentelen) nacheinander 
zum Zuge

Ø Die entferntere Parentele wird durch die lebende nähere Parentele von der 
Erbfolge ausgeschlossen

o Innerhalb einer Ordnung erben lebende Vorfahren vor ihren Nachfahren, §§ 1924 
Abs. 2 und 3, 1925 Abs. 3 S. 1, 1926 Abs. 5 BGB (Erbfolge nach Stämmen, 
Eintrittsprinzip)

o Innerhalb einer Ordnung bilden die direkten Abkömmlinge des Parentelkopfes 
Stämme mit gleichen Erbquoten, § 1924 Abs. 4 BGB

Ø Konsequenz: Enkel aus kinderreichen Familien erhalten weniger

• Ab der 4. Ordnung gilt nach § 1928 Abs. 3 BGB das Gradualsystem
o Wenn sämtliche Urgroßeltern verstorben sind, erbt innerhalb der vierten Ordnung 

derjenige, der dem Grade nach nächste Verwandte à § 1589 Abs. 1 S. 3 BGB
Ø Siehe dazu die Vorlesung Familienrecht, Einheit 6, 

https://www.youtube.com/watch?v=61rBUAL5gQ0#t=17m23s
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• Das gesetzliche Ehegattenerbrecht nach § 1931 BGB drängt das 
Verwandtenerbrecht auf niedrigere Erbquoten zurück

o Wenn der Erblasser von seiner Ehegattin überlebt wird, berechnet man zuerst nach 
§ 1931 BGB ihre Erbquote und „verteilt“ erst danach den Rest auf die Verwandten

o In der Zugewinngemeinschaft wird der Erbteil des Ehegatten noch um ein Viertel 
als pauschalen Zugewinnausgleich nach §§ 1931 Abs. 3, 1371 Abs. 1 BGB 
erhöht, bevor die Erbquoten der Verwandten gebildet werden

• Nach § 1932 BGB erhält der überlebende Ehegatte die notwendigen 
Haushaltsgegenstände als Voraus

o Beispiele: Staubsauger, Teppich, Schreibtisch
o Gegenbeispiel: Rasenmäher (Zubehör eines Grundstücks, § 97 Abs. 1 S. 1 BGB)

• Ist die Ehe nach §§ 1565 ff. BGB scheidungsreif, fällt das Ehegattenerbrecht nach 
§ 1933 BGB weg

o Zu den Scheidungsvoraussetzungen siehe die Vorlesung Familienrecht, Einheit 4, 
https://www.youtube.com/watch?v=7AYU31axMQY#t=1h21m43s

• Bei mehreren Todesfällen in zeitlich unklarer Reihenfolge gilt die sog. 
Kommorientenvermutung des § 11 VerschG à Die Kommorienten beerben 
einander nicht
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• Kann das Nachlassgericht keinen Erben ermitteln oder schlagen alle ermittelbaren 
Erben das Erbe aus, erbt nach § 1936 BGB der Staat, d.h. in der Regel das 
Bundesland des letzten Wohnsitzes des Erblassers

o Der Staat kann seine Haftung für Verbindlichkeiten (wie jeder Erbe) auf das 
Vermögen des Erblassers beschränken, vgl. §§ 1975, 1990 BGB

• Das Nachlassgericht darf die Suche nach Erben nicht vorschnell einstellen; zur Not 
sind gewerbliche Erbensucher zu informieren

o Vergütungsanspruch Erbensucher vs. Staat scheidet in der Regel aus, weil das 
Nachlassgericht den Erbensucher nur benachrichtigt und keinen Auftrag erteilt

o Vergütungsanspruch des Erbensuchers gegen den Erben 
Ø Aus einer Honorarvereinbarung, wenn es dazu gekommen ist

Ø Nicht aus §§ 683 S. 1, 670 BGB (Geschäftsführung ohne Auftrag), denn es 
fehlt bei einer gewerblichen Tätigkeit am Fremdgeschäftsführungswillen des 
Erbensuchers, BGH v. 23. September 1999, III ZR 322/98, 
https://lexetius.com/1999,1068

Ø Nicht aus § 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 oder S. 2 Alt. 2 BGB, weil ein Erbensucher 
die geldwerte Information freiwillig aus der Hand gibt, § 814 BGB

Ø Nicht aus §§ 687 Abs. 2, 684 S. 1, 812 BGB, aus demselben Grund

o Reportage zu Erbensuchern: https://www.sueddeutsche.de/leben/nachlass-biete-
geld-suche-erben-1.3067230
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• Testierfähig ist man gemäß § 2229 Abs. 1 BGB bereits ab einem Alter von 16 
Jahren

o Minderjährige können allerdings nicht privatschriftlich testieren, § 2233 Abs. 1 BGB

o Für den Abschluss eines Erbvertrags braucht es hingegen Geschäftsfähigkeit, 
§ 2275 BGB

• Nach § 2229 Abs. 4 BGB sind Erblasser im Zweifel testierfähig
o Die Anforderungen an den Nachweis der Testierunfähigkeit sind hoch: Bloße 

Zweifel an der Testierfähigkeit, z.B. infolge einer erhöhten Pflegestufe oder infolge 
einer Demenz, sind nicht ausreichend

o Siehe etwa OLG München v. 15. Dezember 2016, 31 Wx 144/15, 
https://www.iww.de/quellenmaterial/id/191480 in Sachen Cornelius Gurlitt: „Zwar 
sind im Laufe des Verfahrens einige Anhaltspunkte zu Tage getreten, die es 
grundsätzlich denkbar erscheinen lassen, dass der Erblasser an einem Wahn litt. 
Aber diese reichen für eine gesicherte Überzeugungsbildung nach Ansicht des 
Senats nicht aus.“

• Wenn hingegen Testierunfähigkeit grundsätzlich feststeht, ist die Annahme eines 
sog. lucidum intervallum in aller Regel medizinisch nicht haltbar

o Ausführlich dazu Jauß, KritV 2016, 334-349
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• Erblasser können durch ein Testament ihre Erben bestimmen, § 1937 BGB
o Ein Testament kann man nach § 2064 BGB nur persönlich errichten

• Ordentliches Testament, § 2231 BGB
o Öffentliches = notarielles Testament, § 2232 BGB

Ø Zum Nutzen der notariellen Mitwirkung bei Testamenten Franz Gärtner, AcP
217 (2017), 805-847

o Privatschriftliches Testament, § 2247 BGB: Eigenhändig geschrieben und 
unterschrieben

Ø „Geschrieben“ verneint für ein Pfeildiagramm, OLG Frankfurt am Main v. 
11. Februar 2013, 20 W 542/11, https://openjur.de/u/620039.html

Ø Nicht zwingend: Angabe von Zeit und Ort der Errichtung, Nennung des 
Namens des Erblassers, bestimmtes Material, vgl. Tischtestament: OLG Köln v. 
23. September 2020, 2 Wx 189/20, https://openjur.de/u/2306317.html

• Außerordentliches Testament (Drei-Monats-Testament, vgl. § 2252 BGB)
o Nottestament vor dem Bürgermeister und zwei Zeugen für todesnahe Erblasser 

ohne Zugang zum Notar, § 2249 BGB
o Nottestament vor drei Zeugen, wo auch der Bürgermeister nicht rechtzeitig 

verfügbar ist, § 2250 BGB
o Nottestament auf See vor drei Zeugen, § 2251 BGB
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• Der Inhalt eines Testaments ist durch Auslegung zu bestimmen
o Ziel der Auslegung ist die Ermittlung des Erblasserwillens, § 133 BGB

Ø Der Wille muss das Ob und das Wie der Erbeneinsetzung erfassen

o Auslegung zugunsten der Wirksamkeit, § 2084 BGB
o Auslegungs- und Zweifelsregeln in den §§ 2066-2076 BGB
o Grenze der Auslegung: Der Wille muss in der Erklärung zumindest eine Andeutung 

gefunden haben (Andeutungstheorie)

• Beispiel: Erbe von Bijan Esfandiary = Bruder der früheren persischen Kaiserin 
Soraya 

o Soraya starb im Oktober 2001 in Paris; Bijan starb nur acht Tage später unter 
erheblichem Alkohol- und Drogeneinfluss

o Wenige Stunden vor seinem Tod verfasste Bijan ein Testament zugunsten seines 
Chauffeurs in sein Notizbuch:

Ø „Bijan Wille: Mr. Hassan Firouzfar – Der Retter No one, and my only Friend 
nenne ich als mein allein Erber. Ready end – Paris 1.11.01 23:15 [Unterschrift] 
Finish zuhause“

o Das OLG Köln v. 22. Februar 2016, 2 Wx 12/16, 
https://openjur.de/u/876308.html hielt den Erblasser für testierfähig und bejahte 
auch den Testierwillen
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• Ein gemeinschaftliches Testament hat häufig folgenden Inhalt (sog. Berliner 
Testament):

o In einem ersten Schritt setzen sich die Ehegatten gegenseitig als Erben ein

o In einem zweiten Schritt setzen sie ihre gemeinsamen Kinder als Erben ein

• Für dieses Erbfolge gibt es zwei mögliche rechtliche Konstruktionen:
o Trennungslösung: Der längerlebende Ehegatte wird Vorerbe, die gemeinsamen 

Kinder Nacherben, §§ 2100 ff. BGB 
à Die Kinder sind Erben auch des zuerst verstorbenen Ehegatten

o Einheitslösung: Der längerlebende Ehegatte wird Vollerbe, die gemeinsamen 
Kinder werden Schlusserben
à Die Kinder sind Erben nur des zuletzt verstorbenen Ehegatten

o § 2269 Abs. 1 BGB statuiert eine Zweifelsregelung zugunsten der Einheitslösung

• Häufig enthalten Berliner Testamente eine sog. Pflichtteilsstrafklausel:
o Kinder, die beim ersten Erbfall den Pflichtteil geltend machen, werden für den 

zweiten Erbfall auch auf den Pflichtteil gesetzt (Bedingung der Erbeinsetzung)
o Sonderfall Jastrowsche Klausel (Jastrow, DNotZ 1904, 424): Für den Fall, dass ein 

Kind beim ersten Erbfall den Pflichtteil geltend macht, erhalten die anderen Kinder 
Vermächtnisse; dies schmälert die Grundlage für den Pflichtteilsanspruch im 
zweiten Erbfall
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• Eheleute und Lebenspartner genießen das Privileg, ein sog. gemeinschaftliches 
Testament aufsetzen zu können, §§ 2265 ff. BGB, § 10 Abs. 4 LPartG

• Für das gemeinschaftliche Testament gilt eine Ausnahme vom Formerfordernis der 
Eigenhändigkeit aus § 2247 Abs. 1 BGB: Gemäß § 2267 BGB genügt die 
eigenhändige Abfassung durch einen Ehegatten

o Unterzeichnen müssen allerdings beide Ehegatten!

• Das gemeinschaftliche Testament ist nicht scheidungsresistent:
o Im Normalfall werden die Verfügungen in einem gemeinschaftlichen Testament 

unwirksam, sobald die Ehe scheidungsreif ist, § 2077 Abs. 1 BGB
o Die Verfügungen können wirksam bleiben, wenn sie vom Fortbestand der Ehe 

unabhängig sind, z.B. die Erbeinsetzung gemeinsamer Kinder, § 2268 Abs. 2 BGB

• Wechselbezügliche Verfügungen in gemeinschaftlichen Testamenten sind nur 
eingeschränkt einseitig widerrufbar

o Mehr dazu in der nächsten Einheit
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• Vertragsmäßige Verfügungen in Erbverträgen sind im Grundsatz unwiderruflich 
à Hohe Formvoraussetzungen: Notarielle Beurkundung bei gleichzeitiger 
persönlicher Anwesenheit beider Parteien, §§ 2274, 2276 BGB

• Mögliche Gegenstände einer vertragsmäßigen Verfügung, § 2278 Abs. 2 BGB:
o Erbeinsetzungen
o Vermächtnisse
o Auflagen
o Rechtswahl

o Nicht: Enterbung oder Teilungsanordnung

• Ein Erbvertrag muss immer mindestens eine vertragsmäßige Verfügung enthalten, 
kann daneben aber beliebig viele einseitige Verfügungen enthalten

o Beispiel: Zwei Lebensgefährten setzen beide die gemeinsamen Kinder zu Erben 
ein (vertragsmäßige Verfügungen) und nehmen gleichzeitig eine 
Teilungsanordnung vor (einseitige Verfügung)

• Es ist nicht erforderlich, dass beide Vertragsparteien vertragsmäßige letztwillige 
Verfügungen treffen

o Beispiel für einen zweiseitigen Erbvertrag: Siehe oben
o Beispiel für einen einseitigen Erbvertrag: Die Mutter verpflichtet sich ggü. ihrer 

Tochter zu einem Vermächtnis, die Tochter erklärt gleichzeitig einen Erbverzicht
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• § 2065 BGB normiert den sog. erbrechtlichen Selbstbestimmungsgrundsatz 
(Schutz vor Fremdbestimmung)

o Geltungsanordnung muss unbedingt sein

o Zuwendungsgegenstand und Zuwendungsempfänger müssen innerhalb der 
testamentarischen Form (!) klar benannt sein

• Teilweise (BGH) wird § 2065 BGB auch als Ausprägung des erbrechtlichen 
Bestimmtheitsgebots betrachtet

o Eine durch Auslegung oder durch Anwendung der Zweifelsregeln der §§ 2066-
2076 BGB herstellbare Bestimmtheit genügt aber jedenfalls

• Beispiele:
o Für eine ausreichend bestimmte Verfügung: Erbin sollen A bzw., falls sie bereits 

verstorben ist, ihre Rechtsnachfolger sein, OLG Hamm v. 21. Februar 2019, 15 W 
24/19, https://oj.is/2170993

o Für eine nicht ausreichend bestimmte Verfügung: „Wenn sich für mich ... einer 
findet, der für mich aufpasst und nicht ins Heim steckt der bekommt mein Haus 
und alles was ich habe“, OLG Braunschweig v. 20. März 2019, 1 W 42/17, 
https://oj.is/2205991

o Grenzfälle: “Der Tierschutz“, „die Kirche“...
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• Anfechtung (erst nach dem Tod der Erblasserin)
o wegen Irrtums oder Drohung, § 2078 BGB
o wegen Übergehung eines Pflichtteilsberechtigten § 2079 BGB

• Veränderung/Vernichtung, § 2255 BGB
o Veränderung ist ein Minus zur Vernichtung, z.B. Zerknüllen des Testaments
o Streichungen gelten nur als Widerruf, wenn sie vom Erblasser stammen

• Testament (oder Erbvertrag, vgl. sogleich), §§ 2254, 2258 BGB
o Nur-widerrufendes Testament, § 2254 Abs. 1 BGB

Ø Wird dieses Widerrufstestament widerrufen, lebt das vorherige Testament im 
Zweifel wieder auf, § 2257 BGB

o Auch-widerrufendes Testament: Widerruf und neue Verfügung in einem 
Dokument, § 2254 Abs. 1 BGB

o Konkludent widerrufendes Testament, §§ 2258 Abs. 1, 2289 Abs. 1 BGB
Ø Dies führt zur Unwirksamkeit der vorhergehenden Verfügung nur insoweit, als 

beide einander widersprechen
Ø Bei Widerruf der neuen Verfügung lebt die vorherige im Zweifel 

wieder auf, § 2258 Abs. 2 BGB
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• Einseitige = nicht vertragsmäßige Verfügungen 
à Widerrufbar wie ein Testament, §§ 2299 BGB

• Vertragsmäßige Verfügungen:
o Einvernehmliche Aufhebung nach §§ 2290-2292 BGB
o Einseitige Aufhebung nur im Ausnahmefall:

Ø Rücktritt bei Vereinbarung eines Rücktrittsvorbehalts, § 2293 BGB

Ø Rücktritt bei Verfehlungen des Bedachten, §§ 2294, 2333 BGB

Ø Rücktritt bei Wegfall der Leistungsverpflichtung, § 2295 BGB

Ø Anfechtung, §§ 2281-2285 BGB

• § 2298 BGB: Die Unwirksamkeit einer vertragsmäßigen Verfügung infiziert auch 
die gegenläufige vertragsmäßige Verfügung
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• Besondere Verfügungsform im gemeinschaftlichen Testament: Wechselbezügliche 
Verfügungen, § 2270 BGB

o Wechselbezüglich = die eine wegen der anderen und umgekehrt

o Wechselbezüglichkeit ist im Zweifel anzunehmen bei gegenseitigen Verfügungen
o Beispiel: Beiderseitige Erbeinsetzung nicht-gemeinsamer Kinder

• Die einseitige Lösung von wechselbezüglichen Verfügungen steht unter hohen 
Voraussetzungen:

o Solange beide Ehegatten noch leben, ist der Widerruf durch notariell beurkundete 
Erklärung möglich, §§ 2271 Abs. 1, 2296 BGB

o Nach dem Tod des anderen Ehegatten ist ein Widerruf nur noch bei 
Ausschlagung des Erbes möglich, § 2271 Abs. 2 S. 1 BGB; ansonsten kann 
der längerlebende Ehegatte seine Verfügung allenfalls analog §§ 2281 ff. BGB 
anfechten

o Nach dem Tod beider Ehegatten kommt nur noch eine Anfechtung durch Dritte 
nach §§ 2078 ff. BGB in Betracht

• Der Widerruf einer wechselbezüglichen Verfügung hat zur Folge, dass im Zweifel 
auch die reziproke Verfügung des anderen Ehegatten hinfällig ist, § 2270 Abs. 1 
BGB
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• Bitte lesen oder zumindest überfliegen Sie die §§ 1939, 2147 ff. BGB!
• Ein Vermächtnis führt zu einem schuldrechtlichen Anspruch nach § 2174 BGB

o Der Anspruch richtet sich i.d.R. gegen die Erben
Ø Im Ausnahmefall kann sich der Anspruch auch einmal gegen einen 

Vermächtnisnehmer richten (§ 2186 BGB, Untervermächtnis)

• Beispiel: A erhält ein Auto, soll es aber B überlassen, sobald diese 
volljährig ist

o Der Anspruch verjährt in der regelmäßigen Verjährungsfrist, § 195 BGB

• Bis zur Erfüllung des Anspruchs sind die Erben dinglich berechtigt
o Anders beim sog. Vindikationslegat in einigen ausländischen Rechtsordnungen

• Beispiele für Zuwendungen in einem Vermächtnis:
o Zuwendung von Gegenständen, z.B. Bild, Auto, Schmuck
o Zuwendung von Forderungen, z.B. Darlehensrückzahlungsanspruch

o Zuwendung eines Nießbrauchs

• Ob Erbeinsetzung oder Vermächtnis vorliegt, ist eine Frage der Auslegung
o Bei Zuwendung einzelner Gegenstände im Zweifel Vermächtnis, § 2087 Abs. 2 BGB

o Erbe kann auch sein, wer nicht als Erbe bezeichnet ist, § 2087 Abs. 1 BGB
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• Teilungsanordnung, § 2048 BGB
o Anweisung für die Auseinandersetzung des Nachlasses
o Beispiel: „X und Y sind meine Erben. Ich möchte keinen Streit. Y soll das Haus 

übernehmen.“

• Vorausvermächtnis, § 2150 BGB
o Vermächtnis an einen Erben ohne Anrechnung auf die Erbquote
o Beispiel: „Mein Lebensgefährte L soll das Auto haben. Den Rest erhalten L und M 

ganz gerecht.“

• Zentrales Unterscheidungskriterium: Wille des Erblassers zur Sonderbegünstigung 
eines Erben

o Wenn ja à Vorausvermächtnis
o Wenn nein à Teilungsanordnung
o Ein Wille zur Sonderbegünstigung ist regelmäßig anzunehmen bei Gegenständen, 

die der Empfänger der Zuwendung mitgenutzt hatte
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• Bedingung, § 158 BGB
o Die Wirksamkeit der Verfügung hängt am Eintritt der Bedingung
o Beispiel: „A erhält das Auto, wenn sie dafür ihr altes Auto der B schenkt.“

• Auflage, §§ 1940, 2192 ff. BGB
o Die Verfügung hat auch dann Bestand, wenn die Auflage nicht erfüllt wird

Ø Eine Auflage ist vom Begünstigten nicht einklagbar, § 1940 BGB

Ø Gemäß § 2194 BGB können Erbe, Miterbe oder sonstige anderenfalls 
begünstigte Personen die Vollziehung der Auflage verlangen

o Beispiel: „C und D sind meine Erben. C ist für die Grabpflege verantwortlich.“

o Beispiel: X soll Tante Erna einmal pro Monat besuchen
o Beispiel: Y soll das ererbte Grundstück nicht an Z verschenken
o Beispiel: „T soll die Hälfte der Summe zur Pflege meines Labradors verwenden.“

Ø Tiere sind nicht erbfähig, §§ 90a, 1923 BGB

• Unliebsame Auflagen werden häufig wegen mangelnder Bestimmtheit angegriffen
o Beispiel: Beauftragung der Erbin zur Errichtung einer Stiftung mit verbleibendem 

Ermessen der Testamentsvollstreckerin, §§ 2192, 2065 Abs. 2, 2193 BGB, OLG 
München v. 28. Mai 2014, 31 Wx 144/13, https://openjur.de/u/690681.html
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• Bei der Vor- und Nacherbschaft werden zwei Personen zeitlich aufeinander 
folgend Erben des Erblassers

o Der Nacherbe kommt i.d.R. mit dem Tod des Vorerben, ggf. aber auch mit dessen 
Wiederverheiratung oder sonstigen Ereignissen zum Zuge, §§ 2106, 2139 BGB

• Wichtiges Schutzbedürfnis des Nacherben: Realisiert durch die 2112 ff.
o Gemäß § 2113 BGB sind Grundstücksverfügungen (Abs. 1) und Schenkungen 

(Abs. 2) dem Nacherben gegenüber unwirksam

o Gemäß § 2113 Abs. 3 BGB ist ein gutgläubiger Erwerb möglich, wird allerdings 
zumindest bei Grundstücken i.d.R. verhindert durch einen Nacherbenvermerk im 
Grundbuch

o Von den Beschränkungen des § 2113 Abs. 1 BGB kann der Erblasser befreien 
(dann sog. „befreiter Vorerbe“, § 2136 BGB)

• § 2111 BGB ordnet eine materielle Surrogation für Erbschaftsgegenstände an
• § 2130 BGB regelt den Herausgabeanspruch ab Eintritt des Nacherbfalles
• Gemäß § 2131 BGB ist der Vorerbe gegenüber dem Nacherben nur zur 

eigenüblichen Sorgfalt (diligentia quam in suis) verpflichtet
• Diff. Nacherbe und Ersatzerbe: Ersatzerbe ist, wer erbt, wenn der Bedachte im 

Erbfall schon verstorben ist (vgl. die Legaldefinition in § 2096 BGB)
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• Der Testamentsvollstrecker sorgt für die Umsetzung des letzten Willens des 
Erblassers, § 2203 BGB

o Anordnung der Testamentsvollstreckung durch den Erblasser, § 2197 BGB

o Gemäß § 2205 BGB verwaltet der Testamentsvollstrecker den Nachlass
o Ihm steht nach § 2221 BGB eine angemessene Vergütung zu, die in der Praxis 

nach Tabellen berechnet wird; üblich sind abhängig vom Streitwert einige % des 
Nachlasswerts

• Strenge Vermögensbetreuungspflicht des Testamentsvollstreckers
o Siehe OLG Düsseldorf v. 18. Dezember 2012, I-3 Wx 260/11, 

https://openjur.de/u/880093.html: Selbstbefriedigung des Testamentsvollstreckers 
aus dem Nachlass ohne Kenntnis des Erben kann ein wichtiger Grund zur 
Entlassung nach § 2227 BGB sein

o Absicherung über § 266 StGB
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• Mätressentestament = Geliebtentestament:
o Früher: Ehebruch unanständig, daher Geliebtentestamente in der Regel sittenwidrig 

nach § 138 Abs. 1 BGB
o Heute (seit 1970): Sittenwidrig nur bei Hergabe für Hingabe

• Behindertentestament:
o Gestalterische Herausforderung: Der Sozialhilfeträger soll nicht auf den Nachlass 

oder die daraus entstehenden Erträgnisse zugreifen
o Juristische Konstruktion: Nacherbschaft und Dauertestamentsvollstreckung

o Nach der Rechtsprechung des BGH ist diese Gestaltung zulässig und verstößt 
nicht gegen § 138 Abs. 1 BGB, BGH v. 20. Oktober 1993, IV ZR 231/92, 
https://www.jurion.de/urteile/bgh/1993-10-20/iv-zr-231_92/

• Pflegertestament:
o Testamente zugunsten von Heimpflegern sind in aller Regel nicht sittenwidrig, aber 

verbotswidrig nach § 134 BGB i.V.m. § 14 Abs. 5 HeimG
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• Grundsatz des Vonselbsterwerbs: Die Erbschaft geht unmittelbar auf die (gesetzlich 
oder gewillkürt) berufenen Erben über

• Binnen sechs Wochen kann der berufene Erbe mit ex-tunc-Wirkung die Erbschaft 
ausschlagen, §§ 1944, 1953 BGB

o Nimmt der Erbe die Erbschaft „tätig“ an, hat dies keine rechtliche Wirkung außer 
dem Verlust des Ausschlagungsrechts vor Ablauf der Sechswochenfrist

• Sowohl die Ausschlagung als auch die Annahme sind unter Umständen 
anfechtbar, §§ 1954 ff. BGB:

o Anfechtungsgründe nach §§ 119, 123 BGB
o Beispiel: Irrtum über das Vorhandensein bestimmter konkreter Werte oder Lasten 

im Nachlass = Irrtum über verkehrswesentliche Eigenschaft, § 119 Abs. 2 BGB
o Gegenbeispiel: Irrtum über den Wert des Nachlasses

o Grenzfall: Sohn hatte bei gesetzlicher Erbfolge das Erbe in der Erwartung 
ausgeschlagen, dass nur seine Mutter als Ehegattin erbe; dabei hatte er den 
Sprung in die zweite Ordnung auf den Bruder des Erblassers nach § 1930 BGB 
verkannt; OLG Frankfurt v. 4. Mai 2017, 20 W 197/16, https://bit.ly/2Im4POa

• Auch ein Vermächtnis kann man annehmen und ausschlagen, § 2180 BGB
o Weniger weit reichende Rechtsfolgen, z.B. Pfändung oder Überleitung auf Sozial-

hilfeträger (nach der Annahme) oder Ersatzvermächtnis (nach der Ausschlagung)
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• Weitere Beispiele für eine Gesamthand:
o Gesellschaft bürgerlichen Rechts, §§ 705 ff. BGB
o Gütergemeinschaft, §§ 1415 ff. BGB

• Abgesehen von der Veräußerung ihres Anteils am Nachlass sind den einzelnen 
Miterben die Hände gebunden, § 2033 BGB

o Sogar die normale Verwaltung des Nachlasses ist den Erben gemeinsam 
zugewiesen, § 2038 BGB à Praxisproblem: Gemeinsamer Schlüssel

o Einzelne Erben können zwar als Prozessstandschafter alleine klagen, die Klage
kann sich aber nach § 2039 BGB nur auf Leistung an die Gesamthand richten

Ø Anders beim Gesamtgläubiger, der die ganze Leistung fordern kann, § 428 BGB

o Gemeinsam klagende Miterben sind notwendige Streitgenossen, § 62 ZPO

• Gemeinschaftliche Nachlassverbindlichkeiten à Miterben sind Gesamtschuldner, 
§ 2058 BGB

• Wichtig ist Sensibilität für das Trennungsprinzip
o Die verschiedenen Arten der Teilhabe Mehrerer am Vermögen sind zunächst ein 

dingliches Phänomen, für das aber häufig auch schuldrechtliche Regeln gelten

o Beispiel: Miteigentum ist in §§ 1008 ff. BGB geregelt und wird schuldrechtlich 
nach den §§ 741 ff. BGB behandelt

• Im Unterschied zur GbR ist die Gesamthandsgemeinschaft nicht rechtsfähig
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• Die Mehrheitsentscheidung der Erben bzgl. Maßnahmen, die nicht zu einer 
wesentlichen Veränderung führen, ergibt sich aus der Rechtsprechung des BGH zu 
§ 2038 Abs. 2 S. 1, 745 Abs. 1 BGB

o Entscheidend ist, ob die Maßnahme den Substanzwert des Nachlasses mindert, vgl. 
§ 745 Abs. 3 S. 1 BGB

o Keine solche Wertminderung beim Verkauf von Erbschaftsgegenständen, deren
Surrogat (§ 2041 S. 1 BGB) im Wert dem veräußerten Gegenstand entspricht

• Beispiele für zulässige Mehrheitsentscheidungen:
o Verkauf eines Ferienhauses als eine von mehreren im Nachlass befindlichen 

Immobilien, BGH v. 28. September 2005, IV ZR 82/04, 
https://lexetius.com/2005,2621

o Kündigung einer Grundstücksmiete, unwirtschaftlicher Mietzins für eine 
Puppentheatersammlung, BGH v. 11. November 2009, XII ZR 210/05, 
https://lexetius.com/2009,3450

o Verkauf eines kleinen Grundstückes an die einzige Kaufinteressentin, eine 
Kirchengemeinde, für deren Kindergarten, OLG Koblenz v. 22. Juli 2010, 5 U 505/10, 
https://www.iww.de/quellenmaterial/id/72847

• Wo der Verkauf von Nachlassgegenständen per Mehrheitsentscheid beschlossen 
werden kann, ist u.U. trotzdem noch eine Klage auf Mitwirkung geboten, weil die 
Miterben gemäß § 2040 BGB nur gemeinsam verfügen können
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• Die Erbengemeinschaft ist auf Auseinandersetzung angelegt, §§ 2042 ff. BGB
• Ablauf der Auseinandersetzung:

o Erfüllung von Vorausvermächtnissen, § 2150 BGB
o Berichtigung der Nachlassverbindlichkeiten, § 2046 BGB

o Verteilung des Überschusses bzw. Rests, §§ 2047, 2042 Abs. 2, 752 ff. BGB, 
ggf. konkretisiert in einem Auseinandersetzungsvertrag

Ø Teilung in Natur, § 752 BGB
Ø Teilung durch Verkauf, § 753 BGB

• Bewegliche Sachen nach §§ 1233 ff. BGB

• Grundstücke durch Zwangsversteigerung, §§ 180 ff. ZVG

• Teilung des Erlöses

Ø Dabei ggf. Ausgleich von Zuwendungen in der gesetzlichen Erbfolge (§ 2050 BGB) bzw. 
bei letztwilligem Nachvollzug der gesetzlichen Erbfolge (§ 2052 BGB)

• Durchsetzung der Auseinandersetzung notfalls per Erbauseinandersetzungsklage, 
§ 2042 Abs. 1 BGB

• Sind Immobilien im Nachlass, bedarf die Auseinandersetzung der notariellen 
Beurkundung

o Ausnahme: Abschichtung = Eine Miterbin verlässt die Erbengemeinschaft gegen 
eine Abfindung à Nicht formbedürftig nach § 311b Abs. 1 S. 1 BGB, solange die 
scheidende Erbin nicht mit einer Immobilie abgefunden wird
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• Grundsatz: Beim Tod eines Gesellschafters 
o wird eine GbR aufgelöst, § 727 Abs. 1 BGB (anders § 723 BGB ab 2024!)
o werden oHG und KG fortgeführt; der Anteil des Verstorbenen wächst den übrigen 

Gesellschaftern an, §§ 131 Abs. 3 Nr. 1, 161 Abs. 2 HGB 

• Damit eine GbR den Tod eines Gesellschafters überlebt, bedarf es einer 
vertraglichen Regelung im Gesellschaftsvertrag:

o Fortsetzungsklausel, vgl. § 736 Abs. 1 BGB und ab 2024 nach §§ 712 Abs. 1, 
723 BGB der gesetzliche Regelfall: Fortführung ohne Erben

Ø Dabei ggf. Abfindung an die Erben, vgl. § 738 Abs. 1 S. 2 BGB

Ø Ausschluss der Abfindung ist tendenziell zulässig, weil der Gesellschaftsanteil 
dann gar nicht erst in den Nachlass fällt; ansonsten ist eine Abfindung 
unterhalb des Buchwerts problematisch

o Nachfolgeklausel, vgl. ab 2024 §§ 711 Abs. 2, 724 BGB: Fortsetzung mit den 
Erben, d.h. die Erben treten per Sondererbfolge unmittelbar in die Gesellschaft ein

o Eintrittsklausel = Vertrag zugunsten Dritter, nämlich der Erben oder eines Erben; 
diese haben ein schuldrechtliches Recht zur Aufnahme in die Gesellschaft 

Ø D.h. Voraussetzung für den Eintritt sind (1) Klausel und (2) Erbenstellung

• Sog. qualifizierte Klauseln stellen zusätzliche Anforderungen auf, die der 
Begünstigte erfüllen muss, um in die Gesellschaft einzutreten
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• Enterbung
o Enterbt ist, wer ausdrücklich von der Erbfolge ausgenommen wurde (§ 1938 BGB) 

und wer in einer Verfügung von Todes wegen übergangen wurde
o Eltern, Ehegatten und Abkömmlinge haben im Fall der Enterbung ein 

Pflichtteilsrecht als eine Art gesetzliches Mindestpartizipationsrecht, §§ 2303 ff. BGB

• Pflichtteilsentziehung, § 2333 BGB
o Die Entziehung des Pflichtteils steht unter hohen Voraussetzungen und kommt nur 

bei Kapitaldelikten und der Verletzung von Unterhaltspflichten in Betracht
o Beispiel: Versagung persönlicher Pflege ohne verwerfliche Gesinnung rechtfertigt 

nicht die Entziehung des Pflichtteils, OLG Frankfurt am Main v. 29. Oktober 2013, 
15 U 61/12, https://openjur.de/u/661732.html

• Erbunwürdigkeit, Vermächtnisunwürdigkeit, Pflichtteilsunwürdigkeit, §§ 2339 ff. BGB
o Die Voraussetzungen für eine Erbunwürdigkeit sind extrem hoch und sind nur in 

Ausnahmefällen verwirklicht, insb. bei Kapitaldelikten und 
Testamentsdelikten, § 2339 Abs. 1 BGB

o Grenzfall: Erwünschte Sterbehilfe nach neun Jahren Bettlägerigkeit ohne 
Kommunikation mit der Außenwelt, BGH v. 11. März 2015, IV ZR 400/14, 
https://lexetius.com/2015,572
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• Hat ein Pflichtteilsberechtigter eine Zuwendung erhalten, die vom Wert her hinter 
dem Pflichtteil zurückbleibt, so kann er den Rest auffüllen, sog. Zusatzpflichtteil 
oder Pflichtteilsrestanspruch gemäß §§ 2305, 2307 Abs. 1 S. 2 BGB

• Beispiel: Die einzige Tochter einer geschiedenen Erblasserin erhält 
vermächtnisweise einen Oldtimer im Wert von 100.000 €; der gesamte Nachlass 
ist 300.000 € wert

o Entweder Ausschlagen des Vermächtnisses und Pflichtteilsanspruch in Höhe von 
150.000 €

o Oder Annahme des Vermächtnisses und Pflichtteilsrestanspruch in Höhe von 
50.000 €
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• Pflichtteilsergänzung: Geschenke aus den zehn Jahren vor dem Tod des 
Erblassers werden teilweise wieder in den Nachlass zurückgerechnet, § 2325 BGB

o Ähnlich §§ 2287 f. BGB für Schenkungen, die den Vertragserben benachteiligen, 
hier aber keine Zehnjahresregelung

• Telos: Der Pflichtteilsanspruch soll nicht durch Schenkungen des Erblassers 
unterminiert werden

• Bis Ende 2009 galt eine pauschale Zehnjahresregelung:
o Alle Geschenke innerhalb des Zehnjahreszeitraums wurden voll berücksichtigt
o Alle länger zurück liegenden Geschenke wurden nicht berücksichtigt (so auch 

heute noch)
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• Schenkung auf den Todesfall im Zweipersonenverhältnis: § 2301 BGB
o § 2301 BGB verweist nach hM auf die notarielle Form des § 2276 BGB
o Nach § 2301 Abs. 2 BGB Heilung durch lebzeitigen Vollzug möglich, das aber ist 

schwierig, wenn das Vermögensopfer doch erst nach dem Tod 
(Überlebensbedingung!) erfolgen soll

o Im Bonifatiusfall hat das RG lebzeitigen Vollzug nach § 2301 Abs. 2 BGB verneint, 
weil der Wille des Berechtigten im Moment der Botenhandlung nicht mehr 
vorhanden gewesen sei (obgleich der Erblasser zuvor alles getan hatte, um den 
Vollzug zu bewirken, vgl. § 130 Abs. 2 BGB)

• In Dreiecksverhältnissen ist § 331 BGB lex specialis, z.B. bei Lebensversicherungen
o Deckungsverhältnis Erblasser und Versprechender: Versicherungsvertrag o.ä.
o Valutaverhältnis Erblasser an Begünstigter: Schenkung nach § 516 BGB, 

Formmangel heilbar nach § 518 Abs. 2 BGB, auch noch nach dem Tode
o Entscheidend ist, ob das Valutaverhältnis wirksam ist, sonst bereicherungsrechtliche 

Rückforderung (Leistungskondiktion)
Ø Versprechender leitet Schenkungsangebot im Todesfall an den Begünstigten 

weiter, §§ 130 Abs. 2, 153 BGB, und verzichtet nach § 151 BGB auf den 
Zugang der Annahme

Ø Heilung des Formmangels nach § 518 Abs. 2 BGB

Ø Die Leistung der Versicherung fällt nie in den Nachlass!
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• Erste Stufe, §§ 2314, 260 Abs. 1 BGB:
o Auskunft über den Nachlassbestand à Nachlassverzeichnis
o Auskunft über den Wert des Nachlasses à Preisschild an jede einzelne Position 

im Nachlassverzeichnis

• Zweite Stufe, § 260 Abs. 2 BGB:
o Eidesstattliche Versicherung der Richtigkeit der auf erster Stufe gemachten 

Angaben
o Falsche eidesstattliche Versicherung ist strafbar nach § 156 StGB

• Dritte Stufe, § 2303 BGB:
o Leistungsklage auf Auszahlung des Pflichtteils
o Der Pflichtteilsanspruch ist immer ein reiner Geldanspruch!
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• Wer als Ehegatte enterbt wird, kann nach § 2303 BGB die Hälfte des gesetzlichen 
Erbteils als Pflichtteil verlangen (sog. kleiner Pflichtteil) und zusätzlich den 
errechneten Zugewinn ausgleichen lassen

• Streitig ist, ob der enterbte Ehegatte stattdessen auch den gesetzlichen Erbteil 
zunächst um den pauschalen Zugewinnausgleich nach § 1371 Abs. 1 BGB 
erhöhen und erst anschließend die in § 2303 BGB vorgesehene Halbierung 
vornehmen kann (sog. großer Pflichtteil)

o Pro großer Pflichtteil (MM): Wortlaut des § 1371 Abs. 2 BGB: Der Pflichtteil 
berechnet sich nur in dem Falle nach dem nicht erhöhten gesetzlichen Erbteil, 
dass der überlebende Ehegatte den berechneten Zugewinnausgleich verlangt, das 
kann er, muss er aber nicht

o Contra großer Pflichtteil (hM): Wortlaut des § 1371 Abs. 2 BGB: Der Pflichtteil 
bestimmt sich im Falle, dass der Ehegatte nicht Erbe wird, nach dem nicht 
erhöhten gesetzlichen Erbteil

• Der große Pflichtteil ist vor allem bei einem großen Nachlass und geringem 
Zugewinn des Erblassers attraktiv

o Beispiel: Erblasserin hinterlässt neben ihrem Gatten und einer Tochter 1 Mio. € und 
hat während der Ehe 10.000 € mehr verdient als der überlebende Ehegatte

Ø Kleiner Pflichtteil + errechneter Zugewinn: 125.000 € + 5.000 € = 130.000 €

Ø Großer Pflichtteil: (250.000 € + 250.000 €) * ½ = 250.000 €
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• Häufig enthalten Berliner Testamente eine sog. Pflichtteilsstrafklausel:
o Kinder, die beim ersten Erbfall den Pflichtteil geltend machen, werden für den 

zweiten Erbfall auch auf den Pflichtteil gesetzt (Bedingung der Erbeinsetzung)
o Sonderfall Jastrowsche Klausel (Hermann Jastrow, DNotZ 1904, 424): Für den Fall, 

dass ein Kind beim ersten Erbfall den Pflichtteil geltend macht, erhalten die 
anderen Kinder Vermächtnisse; dies schmälert die Grundlage für den 
Pflichtteilsanspruch im zweiten Erbfall

• Beispiel:
o Beansprucht eines der Kinder nach dem ersten Todesfall den Pflichtteil, soll es 

auch beim zweiten Erbfall nur noch den Pflichtteil erhalten.
o Zudem erhalten die anderen Kinder in diesem Fall nach dem ersten Todesfall 

Geldvermächtnisse in Höhe ihrer gesetzlichen Erbteile, die mit dem zweiten Erbfall 
fällig werden.
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• Pflicht zur Anzeige des Todes an das Standesamt, §§ 28 ff. PStG
o Pflicht zur Anzeige spätestens am dritten Tag nach dem Eintritt des Todes
o Anzeigepflicht für Mitbewohner, Vermieter, Zeugen des Todes, Krankenhäuser, 

Altenheime und die Polizei

• Amtliche Dokumentation des Todesfalls
o in einer Sterbeurkunde nach §§ 55 Abs. 1 Nr. 5, 56, 60 PStG
o in einem Leichenpass bei Überführungen ins Ausland oder aus dem Ausland, 

§§ 44, 45 BestattG BW

• Weitermeldung des Todes vom Standesamt an das zentrale Testamentsregister und 
an das Geburtsstandesamt; von dort Mitteilung an das Nachlassgericht

• Pflicht zur Abgabe von Testamenten an das Nachlassgericht nach § 2259 BGB
o Andernfalls Urkundenunterdrückung, § 274 Abs. 1 Nr. 1 StGB
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• § 352b FamFG
o Abs. 1: In dem Erbschein, der einem Vorerben erteilt wird, ist anzugeben, dass 

eine Nacherbfolge angeordnet ist, unter welchen Voraussetzungen sie eintritt und 
wer der Nacherbe ist. Hat der Erblasser den Nacherben auf dasjenige eingesetzt, 
was von der Erbschaft bei dem Eintritt der Nacherbfolge übrig sein wird, oder hat 
er bestimmt, dass der Vorerbe zur freien Verfügung über die Erbschaft berechtigt 
sein soll, so ist auch dies anzugeben.

o Abs. 2: Hat der Erblasser einen Testamentsvollstrecker ernannt, so ist die 
Ernennung in dem Erbschein anzugeben.

• Wichtig: Ein Erbschein erwächst nicht in Rechtskraft, d.h. in der Sache können 
Gerichte durchaus noch anders urteilen
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• Vermutung der Richtigkeit, § 2365 BGB
o Vermutung reicht nur so weit wie der gesetzliche Inhalt des Erbscheins

Ø Also z.B. keine Vermutung bzgl. des Nichteintritts des Nacherbfalls u.ä.
o Beispiel: Beklagte bestreitet die Erbenstellung der Klägerin à Vermutung, dass die 

im Erbschein bezeichnete Klägerin auch Erbin ist
o Beispiel: Antrag des Erbprätendenten auf Eintragung im Grundbuch anstelle des 

Erblassers à Gemäß § 35 Abs. 1 S. 1 GBO Nachweis durch Erbschein
o Banken versuchen häufig, Erbprätendenten über ihre Kontobedingungen (AGB) zur 

Vorlage eines Erbscheins zu bewegen à Verstoß gegen § 307 Abs. 1, 2 Nr. 1 
BGB, BGH v. 8. Oktober 2013, XI ZR 401/12, https://lexetius.com/2013,4096

• Öffentlicher Glaube des Erbscheins, 2366 BGB
o Öffentlicher Glaube = Der Glaube knüpft objektiv am Umlauf eines Erbscheins und 

nicht subjektiv am guten Glauben des Vertragspartners an
Ø Positive Kenntnis verdrängt den öffentlichen Glauben; grob fahrlässige 

Unkenntnis schadet hingegen nicht
o Fiktion reicht nur so weit wie die Vermutung des § 2365 BGB
o Schuldner können gemäß § 2367 BGB befreiend an den Schein-Erben leisten

Ø Der Schein-Erbe muss das Erlangte dann aber nach § 816 Abs. 2 BGB an den 
tatsächlichen Erben herausgeben

o Beispiel: Erwerb eines Kfz von demjenigen, der im Erbschein als Erbe bezeichnet ist
o Öffentlicher Glaube gilt nur für Rechtsgeschäfte, nicht aber für eine Miterbenaus-

einandersetzung, BGH v. 8. April 2015, IV ZR 161/14, https://lexetius.com/2015,864
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• § 2366 fingiert nicht das Eigentum des Erblassers!
o § 2366 baut nur die Brücke zwischen Erblasser und Schein-Erbe
o Die Brücke vom wahren Eigentümer zum Erblasser schlägt § 932 BGB

• Beispiele:
o Nur Anwendung von § 932 BGB: Jemand erwirbt von der wahren Erbin eine Uhr, 

die die Erblasserin nur geliehen hatte
o Nur Anwendung von § 2366 BGB: Jemand erwirbt von der Schein-Erbin ein 

Gemälde, das bis zu ihrem Tod der Erblasserin gehörte

o Kumulative Anwendung von § 932 und § 2366 BGB: Jemand erwirbt von der 
Schein-Erbin einen Teppich, den die Erblasserin für eine Freundin aufbewahrte
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• Zulässigkeit
o Zuständigkeit

Ø Sachliche Zuständigkeit: Amtsgericht, § 23a Abs. 2 Nr. 2 GVG

Ø Örtliche Zuständigkeit: Letzter gewöhnlicher Aufenthalt des Erblassers, § 343 
Abs. 1 FamFG

Ø Funktionale Zuständigkeit: Nachlassgericht als Abteilung des Amtsgerichts, §
2353 BGB; dort nach § 3 Nr. 2c RPflG bei gesetzlicher Erbfolge der 
Rechtspfleger, sonst ein Richter

o Antrag beim Nachlassgericht, § 2353 BGB
Ø Durch Erbe, Vorerbe, Testamentsvollstrecker usw.

o Sodann: Amtsermittlung, § 26 FamFG

• Begründetheit
o Anfall oder Annahme der Erbschaft, §§ 1942 ff. BGB

• Entscheidung per Beschluss, § 352e Abs. 1 FamFG
o Bei Einwänden gegen die Erbenstellung des Antragstellers gemäß § 352e Abs. 2 

FamFG nur Feststellungsbeschluss mit Aussetzung der sofortigen Wirksamkeit, d.h. 
Erbschein wird vorläufig nicht erteilt, bis alle Beteiligten sich geäußert haben

• Anfechtung mit der Beschwerde nach §§ 58 ff. FamFG
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Kernfakten zum Europäischen Nachlasszeugnis:
• Das Europäische Nachlasszeugnis verdrängt die nationalen Erbscheine nicht, 

sondern steht optional daneben, Art. 62 Abs. 2 und 3 EuErbVO
• Anwendungsbereich: Grenzüberschreitende Erbsachen, Art. 63 Abs. 1 EuErbVO
• Der Kreis der im Nachlasszeugnis enthaltenen Angaben ist weit größer als der 

mögliche Inhalt eines Erbscheins, siehe Art. 68 EuErbVO
o Z.B. Aufführung eines Nachlassverzeichnisses u.ä.

• Wichtig: Im Unterschied zu §§ 2366, 2367 BGB kennt Art. 69 EuErbVO keinen 
öffentlichen Glauben, sondern nur den subjektiven guten Glauben des 
Gegenübers, der bereits bei grober Fahrlässigkeit entfällt
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